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REPLBLIK ÖSTERREICH 

, : BUNDESMINISTERIUM 
FO~ L~ND- UND FORSTWIRTSCHAFT 

, Zl. 16.929/01-1 6/84 

Sachbearbeiter: Dr. Küllinger 
Telefon: 7500 Klappe 6652 Dw. 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1010 Wie n 

Unter Bezugnahme auf das Rundschreiben des BKA-Verfassungsdienst vom 

13. Mai 1976, Zl. 600.614/3-V1/2/76 beehrt sich das Bundesministerium 

für Land- und Forstwirtschaft in der Anlage 25 Ausfertigungen der ho. 

Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Versorgungs­

sicherungsgesetz geändert wird,zu übermitteln. 

Beilagen 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung: 

Für den Bundesminister: 

Dr. Ziegelwanger 

5/SN-46/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FOR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 

Zl. 16.929/01-I 6/84 

Sachbearbeiter: Dr. Küllinger 
Telefon: 7500 Klappe 6652 Dw. 

An das 

Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie 

im Hau s e 

Gegenstand: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Versorgungssicherungsgesetz 
geändert wird 

WIEN, 1983 03 06 

Unter Bezugnahme auf die do. Note vom 26. Jänner 1984, Zl.70.530/2-VII/4A/84, 

beehrt sich das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft zum Entwurf 

einer Novelle zum Versorgungssicherungsgesetz wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu § 14: 

In der Neufassung dieser Bestimmung wird versucht, auch in jenen Fällen, 

in denen die Meldebehörde gemäß § 15 des Meldegesetzes 1972 eine Bundespolizei­

behörde ist, die Gemeind,en mit jenen Meldedaten zu versorgen, die sie im Be­

wirtschaftungsfall in die Lage versetzen, die Bezugsberechtigung von Letzt­

verbrauchern festzustellen. Diese Bestimmung ist im Zusammenhang mit den do. 

Bemühungen zu sehen, im Zuge der in Vorbereitung befindlichen Novelle zum 

Meldegesetz 1972 die Meldedaten besser auf den genannten Zweck abzustimmen. 

Es fehlt jedoch in diesem Zusammenhang im Hinblick auf den Datenschutz eine 

Bestimmung, die die jeweils in Frage kommende Gebietskörperschaft (im Zu­

sammenhang mit Bezugsberechtigungen für Letztverbraucher wird dies im allge­

meinen die Gemeinde sein) berechtigt, alle ihr zur Verfügung stehenden und im 

konkreten Fall erforderlichen Personaldaten für Bewirtschaftszwecke heranzu­

ziehen. Eine diesbezügliche Bestimmung sollte zusätzlich in das Gesetz aufge­

nommen werden. 

Dem do. Wunsche gemäß wurden 25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem 

Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Für den Bundesminister: 
Dr. Ziegeiwanger 

FOd:2( 
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